
ländischen Polizei von vornherein ausgeklammert wurde 22 . Die Verhandlungen
in Wiesbaden Ende 1934 / Anfang 1935 scheiterten daran, daß die Regierungs¬
kommission ein Wahlrecht der Beamten im obigen Sinne noch vor der Rück¬

gliederung durchsetzen wollte und daß sie alle Beamtenkategorien weiterhin
gleichstellte 23

. Taktisch befand sich die deutsche Seite bei Verhandlungsabbruch,
wie Koßmann mitteilte, in günstiger Lage, da der Völkerbund alle Forderungen
der Regierungskommission kaum unterstützen würde 24 . Die Voraussage Koß-
manns war richtig. Der deutsche Entwurf für ein Beamtenabkommen, nach dem
Verhandlungsabbruch am 9. 1. 1935 verfaßt 25, stimmt fast ganz mit der Beamten¬
abrede überein, die Reichsregierung und Regierungskommission nach neuerlichen
Verhandlungen am 31. 1. 1935 Unterzeichneten 26 . Das Abkommen bezog die
Kommunalbeamten mit ein. Vom Standpunkt der Regierungskommission aus war
einiges erreicht, da den A- und B-Beamten ein Wahlrecht zugestanden wurde. In
die Kommission, die über die Pensionierungsanträge entschied, entsandten beide
Seiten je 3 Vertreter, und die Pensionierung betroffener Beamter führte die
Regierungskommission noch selbst durch (§ 1 Abs. 1-3, Beamtenabrede). Die
Pensionen deutscher Staatsangehöriger übernahm das Reich, wenn diese bis Ende
August 1935 ins Ausland verzogen; zu einem späteren Zeitpunkt Emigrierende
erhielten keine Pension mehr im Ausland (§ 5). Die Reichsregierung hatte lediglich
das Recht einzelne B-Beamte abzulehnen (§ 1 Abs 2). Unkontrollierte Entlassungen
nach der Rückgliederung waren damit verhindert, wie auch der Bezug der Ruhe¬

standsgelder garantiert wurde (§ 1 Abs. 4). Weiterhin hatte die Regierungs¬

kommission erreicht, daß die Rückgruppierung von Beamten des höheren
und des gehobenen mittleren Dienstes der Zentralverwaltung der Regierungskom¬
mission und des Obersten Gerichtshofes im Saargebiet nicht innerhalb von 12,

sondern von 6 Monaten vom neuen Dienstherrn durchzuführen war (§ 2 Abs. 1)

Die Regierungskommission hatte hingegen die Gleichstellung aller Beamtenkate¬

gorien nicht durchgesetzt: die C-Beamten, die mit der Regierungskommission einen
Pecule-Vertrag abgeschlossen hatten, wurden anders als A- und B-Beamte behan¬

delt (§ 7). Die deutsche Regierung übernahm diese Beamten „nach Möglichkeit“.
Dadurch, daß die Regierungskommission alle ihre nichtdeutschen Beamten pen¬

sionierte (§ 4), entsprach sie den deutschen Vorstellungen. Die §§ 1 und 4 gaben

der Reichsregierung die Möglichkeit, — allerdings in bemessener Zeit — die Saar¬

beamten zu überprüfen und politisch Mißliebige abzulehnen. Die Übernommenen
unterwarfen sich den deutschen Gesetzen über Besoldung und beamtenrechtliche
Vorschriften (§§ 3 und 9). In § 8 verzichtete die deutsche Regierung darauf, gegen
Beamte wegen ihrer Handlungen während des Völkerbundsregimes dienststraf¬

rechtliche Maßnahmen zu treffen, sofern es sich nicht um bereits strafrechtlich
verfolgte Dienstvergehen handelte.

22 Bericht des Min.dir. Obe v. 7.3.35 an Voigt: ebda.
22 Vgl. Aufzeichng. des Konsuls Strohm v. 5.1.35 über ein Telefonat Voigts: ebda., Bd.
27; Protokoll über das Scheitern d. Verhandlungen v. 5.1.35: BA R 22/2873.

24 Hschr. Aufzeichng. Voigts v. 11.1.35 über Mitteilung Koßmanns: AA ... betr. Beamte,
Bd. 27.

25 Entw. nach dem 9.1.35 und letzte Fassung des Entw. v. 29.1.35: ebda.
26 RGBl. Teil II, 1935, S. 53ff. Vgl. auch Verm. des MR Kriege (RJustM) v. 5.2.35:
BA R 22/2873.
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